
Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 
Termin 
 
29. April 2019 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 7 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
020.05 / Herr Clever 

 
Änderung der Hauptsatzung 
Hier: Anpassung laut Empfehlung von Kommunalaufsicht und Gemeindetag 

 
Sachverhalt und Begründung: 
 
Die Hauptsatzung der Gemeinde Berghaupten stammt noch aus dem Jahre 1985 und 
wurde seitdem inhaltlich kaum geändert bzw. nicht an die aktuellen Gegebenheiten 
angepasst. Die letzte Änderung im Jahre 2001 war aufgrund der Euroumstellung not-
wendig geworden, enthaltene Beträge wurden lediglich umgerechnet. Nicht nur wegen 
der Preisentwicklung der letzten knapp 20 Jahre sind diese jedoch nicht mehr zeitge-
mäß. So beläuft sich die Bewirtschaftungsbefugnis des Bürgermeisters auf 2.500,- 
Euro bei außer- und überplanmäßigen Ausgaben bzw. auf 5.000,- Euro bei planmäßi-
gen Ausgaben. Zum Vergleich hierzu: 
 
Mühlenbach (1.692 Einwohner):           5.000,- Euro und 10.000,- Euro 
Fischerbach (1.767 Einwohner):           5.000,- Euro und 10.000,- Euro 
Nordrach (1.903 Einwohner):                5.000,- Euro und 15.000,- Euro 
Oberharmersbach (2.479 Einwohner):  3.000,- Euro und 15.000,- Euro 
Ohlsbach (3.246 Einwohner):                5.000,- Euro und 10.000,- Euro 
Ortenberg (3.397 Einwohner):               2.000,- Euro und 12.000,- Euro 
 
Laut Aussage der Kommunalaufsicht sollte bei der Änderung der Hauptsatzung die 
Mustersatzung des Gemeindetags als Orientierung herangezogen werden. Allerdings, 
so die Rechtsaufsichtsbehörde, stamme diese noch aus dem Jahre 2000, weshalb es 
durchaus denkbar wäre, höhere Ansätze zu wählen. Auch der Gemeindetag positio-
niert sich ähnlich und verweist auf seine Empfehlungen, die als Entscheidungsgrund-
lage den Sitzungsunterlagen beigefügt sind. Ausschlaggebend für eine Änderung ist 
der aus den für die planmäßigen Wertgrenzen resultierende Verwaltungsaufwand. Es 
soll nun über eine entsprechende Änderung beraten werden. 
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Wird nach Beratung formuliert.  
 

 
Geänderter Beschlussvorschlag: 
 
 
 
 
 
 
 

 



Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  
Grund:  
 
 

 
Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 
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Hauptsatzung der Gemeinde Berghaupten 
 

vom 20. Mai 1985  
mit Änderungen vom 29. August 1994, 02. Februar 1998, 12. Oktober 2001 

 
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg vom 25. Juli 1955 
(Ges.Bl.S. 129) in der geltenden Fassung hat der Gemeinderat am 20. Mai 1985 
folgende Hauptsatzung beschlossen: 
 
 

I. Form der Gemeindeverfassung 
 

§ 1 Gemeinderatsverfassung 
 
Verwaltungsorgane der Gemeinde sind der Gemeinderat und der Bürgermeister. 
 
 

II. Gemeinderat 
 

§ 2 Rechtsstellung, Aufgaben und Zuständigkeiten 
 
Der Gemeinderat ist die Vertretung der Bürger und das Hauptorgan der Gemeinde. 
Er legt die Grundsätze für die Verwaltung der Gemeinde fest und entscheidet über 
alle Angelegenheiten der Gemeinde, soweit nicht der Gemeinderat dem 
Bürgermeister bestimmte Angelegenheiten übertragen hat oder der Bürgermeister 
kraft Gesetzes zuständig ist. Der Gemeinderat überwacht die Ausführung seiner 
Beschlüsse und sorgt beim Auftreten von Missständen in der Gemeindeverwaltung 
für deren Beseitigung durch den Bürgermeister. 
 

§ 3 Zusammensetzung 
 
(1) Der Gemeinderat besteht aus dem/der Bürgermeister/in als Vorsitzenden/r 

und den ehrenamtlichen Mitgliedern (Gemeinderäten/Gemeinderätinnen). 
(2) Für die Zahl der Gemeinderäte/Gemeinderätinnen ist die nächstniedrigere 

Gemeindegrößengruppe maßgebend. Der Gemeinderat besteht somit aus 10 
Gemeinderäten/Gemeinderätinnen.  

 
 

III. Bürgermeister 
 

§ 4 Rechtsstellung 
 
Der Bürgermeister ist hauptamtlicher Beamter auf Zeit. 
 

§ 5 Zuständigkeiten 
 
(1) Der Bürgermeister leitet die Gemeindeverwaltung und vertritt die Gemeinde. 

Er ist für die sachgemäße Erledigung der Aufgaben und den 
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ordnungsgemäßen Gang der Verwaltung verantwortlich und regelt die innere 
Organisation der Gemeinde. Der Bürgermeister erledigt in eigener 
Zuständigkeit die Geschäfte der laufenden Verwaltung und die ihm sonst 
durch Gesetz oder dem Gemeinderat übertragenen Aufgaben. 
Weisungsaufgaben erledigt der Bürgermeister in eigener Zuständigkeit, 
soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Dies gilt auch, wenn die 
Gemeinde in einer Angelegenheit angehört wird, die aufgrund einer 
Anordnung der zuständigen Behörde geheimzuhalten ist.  

 
(2) Dem Bürgermeister werden folgende Aufgaben zur Erledigung dauernd 

übertragen, soweit sie ihm nicht bereits nach Absatz 1 zukommen: 
 

2.1. die Bewirtschaftung der Mittel  nach dem Haushaltsplan bis zum 
Betrag von 5.000,00 Euro im Einzelfall; 

2.2. die Zustimmung zu überplanmäßigen und außerplanmäßigen 
Ausgaben und zur Verwendung von Deckungsreserven bis zu 
2.500,00 Euro; 

2.3. die Ernennung, Einstellung und Entlassung und sonstige 
personalrechtliche Entscheidungen von unständig Beschäftigten; 

2.4. die Gewährung von unverzinslichen Lohn- und Gehaltsvorschüssen; 
2.5. Verträge über Nutzungen von Grundstücken oder beweglichem 

Vermögen bis zu einem jährlichen Miet- oder Pachtwert von 2.500,00 
Euro; 

2.6. die Veräußerung von beweglichem Vermögen bis zu 2.500,00 Euro im 
Einzelfall; 

2.7. die Bestellung von Bürgern zu ehrenamtlicher Mitwirkung; 
2.8. die Zuziehung sachkundiger Einwohner und Sachverständiger zu den 

Beratungen einzelner Angelegenheiten im Gemeinderat. 
 

§ 6 Stellvertretung des Bürgermeisters 
 
Die ehrenamtliche Stellvertretung des Bürgermeisters regelt sich nach den 
Bestimmungen der Gemeindeordnung. 
 
 

IV. Schlussbestimmungen 
 

§ 7 Inkrafttreten 
 
Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Berghaupten, den 20. Mai 1985 
Bürgermeisteramt: 
 
 
gez. Bruder, Bürgermeister 
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Umstehende Satzung wurde öffentlich bekanntgemacht. Sie war in der Zeit vom 25. 
Mai 1985 bis 03. Juni 1985 an der Verkündigungstafel im Rathaus angeschlagen. 
Auf den Anschlag wurde im Verkündigungsblatt der Gemeinde Berghaupten Nr. 
21/1985 vom 24. Mai 1985 hingewiesen.  
Anzeige an die Rechtsaufsichtsbehörde ist durch Vorlage einer Mehrfertigung 
erfolgt. 
 
 
Berghaupten, den 28. Juni 1985 
Bürgermeisteramt: 
 
 
gez. Bruder, Bürgermeister 





– –
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Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 
Termin 
 
29. April 2019 

Tagesordnungspunkt 
 
öffentlich 8 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
651.21 / Herr Hertle 

 
Dreistreifiger Ausbau der B33 zwischen den Anschlussstellen Gengenbach-
Nord und -Süd 
Hier: Entfall eines Teilstücks des Wirtschaftsweges zwischen B33 und Kin-
zigdamm 

 
Sachverhalt und Begründung: 
 
Die Angelegenheit war zuletzt Thema in der Sitzung am 28.01.2019 im Zusammen-
hang mit dem notwendigen Grunderwerb durch das Regierungspräsidium Freiburg, 
Abteilung Straßenwesen und Verkehr (RP FR). Damals wurde auch erläutert, dass der 
Wirtschaftsweg auf einem Teilstück entfallen soll, weil ansonsten der nach der Ver-
schiebung des Wirtschaftsweges aufgrund der Verbreiterung der B33 verbleibende 
Grundstücksstreifen bis zum Kinzigdamm für eine weitere sinnvolle, landwirtschaftli-
che Nutzung nicht mehr geeignet ist.  
Das RP FR hat die Gemeinde mit e-mail vom 03.04.2019 nun um eine formelle Zu-
stimmung zum Entfall des Wirtschaftsweges gebeten (siehe Anlage). Vor dem Hinter-
grund, dass durch den Wegfall eine sinnvolle, landwirtschaftliche Nutzung auch nach 
der Verbreiterung der B33 gewährleitstet ist, spricht sich die Verwaltung für die Einver-
ständniserklärung aus. Die betroffenen Pächter sind ebenfalls über die Absicht infor-
miert.  
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Gemeinde erklärt sich im Zuge des dreistreifigen Ausbaus der B 33 gegen-
über dem RP FR mit dem Entfall des Wirtschaftsweges zwischen der B 33 und 
dem Kinzigdamm (Bereich VNK 7513 013 NNK 7514 001, Station ca. 4+300 bis ca. 
5+300) einverstanden.  
 

 
Geänderter Beschlussvorschlag: 
 
 
 

 
Entscheidung:   
   
Stimmberechtigt sind:    
Gem. § 18 GO abgetreten:   
Grund:   
 
 

 
Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 
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Von: Grau, Romana (RPF) <Romana.Grau@rpf.bwl.de>  
Gesendet: Mittwoch, 3. April 2019 10:58 
An: Philipp Clever <philipp.clever@berghaupten.de> 
Betreff: WG: 190130-Ausbau B 33, Entfall eines Wirtschaftsweges 
 
Sehr geehrter Herr Clever, 
 
bei unserem Termin am 05.02. hatten wir den Entfall des Wirtschaftsweges zwischen B 33 und 
Kinzigdamm beschlossen. 
 
Für die Ausschreibung benötigen wir eine positive Stellungnahme/ Zustimmung der Gemeinde in 
schriftlicher Form. 
Können Sie uns mittlerweile eine endgültige Zusage zum Entfall des Wirtschaftsweges geben? 
Sie können hierzu das von uns erstellte Formular verwenden oder eine eigene Stellungnahme verfassen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Romana Grau 
 
Regierungspräsidium Freiburg   
Abteilung 4  -  Straßenwesen und Verkehr 
 
Referat 47.1  - Dienststelle Offenburg  
Wilhelmstraße 23 , 77654 Offenburg 
Telefon:  +49 (0)781/12471-1996 
E-Mail:  Romana.Grau@rpf.bwl.de    
 
 
 
Von: Grau, Romana (RPF)  
Gesendet: Mittwoch, 30. Januar 2019 12:03 
An: philipp.clever@berghaupten.de 
Cc: Heilig, Daniel (RPF) (daniel.heilig@rpf.bwl.de) 
Betreff: 190130-Ausbau B 33, Entfall eines Wirtschaftsweges 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister Clever, 
 
im Vorgriff zu unserem Termin am 05.02.2019 bzgl. des dreistreifigen Ausbaus der B 33 sende ich Ihnen 
anbei, wie vereinbart, die Unterlagen zum Entfall des Wirtschaftsweges zwischen B 33 und Kinzigdamm. 
Das Dokument enthält unser Anschreiben mit Darstellung der Situation, ein Muster zur 
Einverständniserklärung sowie einen Übersichtslageplan und zwei detaillierte Lagepläne aus der 
Planfeststellung. 
 
Sollten Sie noch Fragen haben, können Sie sich gerne bei uns melden. Alles weitere können wir dann bei 
unserem gemeinsamen Termin klären. 



[Seite]

 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
Romana Grau 
 
Regierungspräsidium Freiburg   
Abteilung 4  -  Straßenwesen und Verkehr 
 
Referat 47.1  - Dienststelle Offenburg  
Romana Grau M.Sc.  
Wilhelmstraße 23 , 77654 Offenburg 
Telefon:  +49 (0)781/12471-1996 
E-Mail:  romana.grau@rpf.bwl.de 

 















Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 
Termin 
 
29. April 2019 

Tagesordnungspunkt 
 
öffentlich 9 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
815.18 / Herr Hertle 

 
Anschluss der öffentlichen Wasserversorgung  
an den Zweckverband „Kleine Kinzig“ 
a) Abschluss eines Wasserlieferungsvertrags 
b) Info zur Anschlussleitung inkl. Kostenschätzung 

 
Sachverhalt und Begründung: 
 
Der Gemeinderat wurde zuletzt in der Sitzung am 25.04.2016 über die Möglichkeit des 
Anschlusses an die „Kleine Kinzig“ informiert. Damals wurde die Entscheidung getrof-
fen, dass die Gemeinde grundsätzlich Interesse an einem Anschluss hat. Ziel ist dabei 
die Sicherstellung der Versorgungssicherheit, insbesondere auch im Hinblick auf das 
latent vorhandene Risikopotenzial durch Altlasten in der ehemaligen Deponie am Zie-
gelwald. Die Versorgung der Bevölkerung mit Wasser aus der „Kleinen Kinzig“ soll 
daher nur im Not- oder Bedarfsfall erfolgen.  
 
Inzwischen haben mit der Offenburger Wasserversorgung GmbH, bestehend aus 
bnNETZE und TBO, zu den Themen Trassenführung, Wasserlieferung und Anschluss-
leitung mehrere Gespräche stattgefunden.  
 
a) Abschluss eines Wasserlieferungsvertrages 
Der im Juni 2016 erstmals vorgestellte Vertragsentwurfs liegt nun seit dem 05.04.2019 
in der endgültigen, unterschriftsreifen Form vor und ist den Sitzungsunterlagen ange-
schlossen. Er beinhaltet die Abnahme der zum Spülen der Leitungen mindestens er-
forderliche Wassermenge von 12,5 cbm pro Tag, die dem Wasser aus dem Tiefbrun-
nen beigemischt wird. Außerdem ist ein Grundpreis von 520 Euro pro Monat und ein 
Arbeitspreis von 0,40 €/cbm vorgesehen. Um die Versorgungsmöglichkeit im Bedarfs-
falle vorzuhalten, ergeben sich somit Kosten von 670 Euro im Monat bzw. 8.040 Euro 
pro Jahr für die Gemeinde. Die angegebenen Preise sind Netto-Preise. Die Wasser-
versorgung ist als Betrieb gewerblicher Art umsatzsteuerpflichtig. Der Grundpreis ist 
laut Ziffer 4.3 des Vertrags veränderbar auf Grund von Kostenentwicklungen gemäß 
Preisindex und Lohnentwicklung.  
 
b) Info zur Anschlussleitung inkl. Kostenschätzung 
Die Verbindung von der Transportleitung zum Tiefbrunnen und die damit verbundenen 
Kosten ist Sache der Gemeinde. Eine Planübersicht über den Verlauf der Anschluss-
leitung u.a. durch die Schwarzwaldstraße ist den Sitzungsunterlagen beigefügt. Die 
Kostenschätzung wird nachgereicht.  
 

 
  



 
Beschlussvorschlag: 
 
a) Dem Vertrag über die Lieferung von Trinkwasser zwischen der Offenburger 
Wasserversorgung GmbH und der Gemeinde Berghaupten wird zugestimmt und 
der Bürgermeister zum Vertragsabschluss ermächtigt.  
 
b) Von dem Trassenverlauf der Verbindungsleitung von der Transportleitung an 
den Übergabepunkt beim Tiefbrunnen und der Kostenschätzung wird Kenntnis 
genommen.  
 

 
Geänderter Beschlussvorschlag: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  
Grund:  
 
 

 
Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     
 



 

 

 

 

 

 

Vertrag 

über die Lieferung von Trinkwasser 

 

 

zwischen 

 

 

Offenburger Wasserversorgung GmbH 

Am Unteren Mühlbach 4, 77652 Offenburg 

- nachstehend�„OWV“�genannt 

 

 

und 

 

 

Gemeinde Berghaupten 

Rathausplatz 2, 77791 Berghaupten 

- nachstehend�„Kunde“�genannt 
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Präambel 

Die Offenburger Wasserversorgung GmbH (OWV) und die Gemeinde Berghaupten sind 
bestrebt, eine sichere, preiswerte und ökologisch verträgliche Versorgung der Einwohner im 
Versorgungsgebiet der Gemeinde Berghaupten mit Trinkwasser sicherzustellen. Zur Erreichung 
dieses Zieles arbeiten die Parteien vertrauensvoll zusammen und unterstützen sich nach 
Kräften. Hierbei nehmen Sie auf die Interessen des anderen Vertragspartners in angemessener 
Weise Rücksicht.  

 

1. Art und Umfang der Lieferung 
 

1.1. Die OWV liefert im Rahmen einer Ergänzungsversorgung Trinkwasser an den Kunden zur 
Weiterverteilung an die Verbraucher.  
 
Das gelieferte Wasser entspricht den jeweils gültigen Anforderungen an die 
Beschaffenheit von Trinkwasser. 
 
Um eine einwandfreie Trinkwasserqualität an der Übergabestelle sicherstellen zu können, 
verpflichtet sich der Kunde zu einer täglichen Abnahmemenge von mindestens 12,5 m3 
Trinkwasser.  
 

1.2. Die OWV stellt an der Übergabestelle insgesamt nachfolgende Wassermenge mit einem 
auf heutige Rahmenbedingungen bezogenen, ausreichenden Druck zur Verfügung:  
 
maximal 36 m3/h 
 

1.3. Die Abgabe von Trinkwasser an Wasserverbraucher, die nicht dem unmittelbaren 
Versorgungsbereich des Kunden angeschlossen sind, ist nur in Notfällen oder mit 
vorheriger Zustimmung der OWV möglich. 
 
 

2. Übergabestelle, Messeinrichtung 
 

2.1. Als Übergabestelle für das gelieferte Trinkwasser zum Kunden gilt die Außenseite der 
Schachtwand des Übergabeschachts stadtseitig. 
 
Die Abnahme und Verteilung des Trinkwassers ab der Übergabestelle obliegt dem 
Kunden, der alle zur Abnahme und Verteilung des gelieferten Wassers notwendigen 
Anlagen, unter Berücksichtigung der anerkannten Regeln der Technik, errichtet und 
betreibt und dafür Sorge tragen wird, dass störende Einflüsse auf die 
Wasserversorgungsanlagen der OWV unterbleiben. 
 
Die OWV trägt dafür Sorge, dass störende Einflüsse auf die Anlagen des Kunden 
unterbleiben. 
 

2.2. Die Messung der gelieferten Wassermenge erfolgt über die an der Übergabestelle 
installierte Messeinrichtung nach den anerkannten Regeln der Technik. 
 
Die Messeinrichtung ist Eigentum der OWV, wird von ihr selbst oder einem von ihr 
beauftragten Dritten unterhalten und ggf. erneuert.  
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3. Kostentragung, Instandhaltung der Anschlussleitung 

 
3.1. Die Kosten für die Herstellung und Unterhaltung der Anschlussleitung nach der 

Übergabestelle gemäß 2.1 sind von dem Kunden zu tragen.  
 

3.2. Die Anschlussleitung befindet sich im Eigentum des Kunden. 
 
 

4. Wasserpreis, Preisänderungsbestimmungen 
 

4.1. Der Wasserpreis setzt sich zusammen aus a) einem Grundpreis und b) einem Arbeitspreis. 
 

4.2. Mit Stand 17.04.2019 werden Grund- und Arbeitspreis wie folgt festgelegt: 
 

a) Grundpreis:        520 €/Monat 
 

b) Arbeitspreis:        0,40 €/m3 
 

4.3. Der Grundpreis ändert sich entsprechend nachstehender Formel: 
 
GP = GP0 x (0,50 + 0,20 x /L/L0 + 0,10 x E/E0 + 0,20 x ID/ID0) 
 
Hierin bedeuten: 

GPo = Basisgrundpreis, Stand 17.04.2019 (= 520,00�€) 
   

GP = Neuer Grundpreis 
   

Lo = 
Entgelt Kommunale Versorgungsbetriebe (TV-V) gemäß der Entgelttabelle West, 
Entgeltgruppe 8, Stufe 1, Ausgangsbasis 01. April 2019: 
 

              Entgeltgruppe 8, Stufe 1: €�3.403,17   
    

L = 
aktuelles Entgelt Kommunale Versorgungsbetriebe (TV-V) gemäß der Entgelttabelle 
West, Entgeltgruppe 8, Stufe 1 

   

Eo = 

Jahres-Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte  (Inlandsabsatz) Gruppe 
Elektrizität, Sondervertragskunden (Fachserie 17, Reihe 2, Nr. 623) 
 
Stand 2018:  113,6 (Basis 2015  =  100) 

   

E = 
neuester Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte (Inlandsabsatz) Gruppe 
Elektrizität, Sondervertragskunden, der zum Zeitpunkt der Preisänderung vom 
Statistischen Bundesamt, Wiesbaden, in Fachserie 17, Reihe 2, Nr. 623 veröffentlicht ist. 

   

IDo = 

Jahres-Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte  (Inlandsabsatz) Gruppe   
Erzeugnisse der Investitionsgüterproduzenten (Fachserie 17, Reihe 2, Nr. 3): 
 
Stand  2018:   103,1  (Basis 2015  =  100) 

   

ID = 

neuester Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte (Inlandsabsatz) Gruppe 
Erzeugnisse der Investitionsgüterproduzenten der zum Zeitpunkt der Preisänderung 
vom Statistischen Bundesamt, Wiesbaden, in Fachserie 17, Reihe 2, Nr.3 veröffentlicht 
ist. 
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4.4. Der Arbeitspreis wird entsprechend der Entwicklung der Betriebskostenumlage 
angepasst, welche vom Zweckverband Wasserversorgung Kleine Kinzig pro m3 
abgenommenem Trinkwasser erhoben wird. Die Betriebskostenumlage wird jährlich neu 
festgelegt. 
 

4.5. Unabhängig von den Regelungen in 4.3 und 4.4 ist die OWV berechtigt, eine angemessen 
Erhöhung des Wasserpreises zu verlangen, sofern die OWV aus Gründen der 
Versorgungssicherheit, zur Erhaltung der Wasserqualität, zur Sicherstellung des 
Gewässerschutzes oder aufgrund von Gesetzen oder behördlichen Auflagen besondere 
Maßnahmen an den angeschlossenen Wasserversorgungsanlagen durchführen muss. 
Eine Erhöhung des Wasserpreises ist nur möglich, wenn 
 
a) die von der OWV vorgenommenen Maßnahmen eine von den in 4.3 und 4.4 

enthaltenen Regelungen unabhängige Preiserhöhung um mehr als 5 % gegenüber 
dem Zeitpunkt der letzten Änderung des Wasserpreises erstmals seit dem 01.01.2021 
rechtfertigen und 
 

b) die OWV gegenüber dem Kunden die Notwendigkeit dieser Maßnahme mindestens 
drei Monate vor der Wirksamkeit des Erhöhungsverlangens nachgewiesen hat und 
 

c) spätestens zum gleichen Zeitpunkt seitens der OWV offen gelegt wurde, wie diese 
Maßnahmen insgesamt auf den Kundenstamm umgelegt wurden. 
 

4.6. Sollte der nach 4.4 ermittelte Arbeitspreis höher sein als 50 % des von der OWV für 
Wasserlieferungen an Tarifkunden berechneten Arbeitspreises, so wird der Arbeitspreis 
auf 50 % des von der OWV für Wasserlieferungen an Tarifkunden berechneten 
Arbeitspreises festgesetzt.  
 

4.7. Der Arbeits- und der Grundpreis ändern sich jeweils zum 01. April eines jeden Jahres, 
sofern die Preissteigerung mehr als 3 % beträgt. Ausgangspunkt ist der Zeitpunkt der 
letzten Änderung bzw. der 17.04.2019. Maßgebend für die Preisanpassung zum 01. April 
ist jeweils der für das Vorjahr veröffentlichte Index bzw. das am 01.12. des Vorjahres 
geltende Entgelt für den Grundpreis sowie die zum 01.01. des aktuellen Jahres geltende 
Betriebskostenumlage für den Arbeitspreis.  
 

4.8. Bei den vorgenannten Entgelten handelt es sich um Nettopreise, denen die jeweils 
gesetzlich gültige Umsatzsteuer hinzuzurechnen ist. Diese beträgt zurzeit 7 %. 
 
 

5. Abrechnung 
 

5.1. Die OWV erhebt elf monatliche Abschläge, liest die gelieferte Wassermenge jeweils am 
Jahresende ab und erteilt dem Kunden eine Rechnung über den Grund- und Arbeitspreis. 
Zur Ablesung und Abrechnung kann die OWV einen Dritten beauftragen. 
 

5.2. Die sich aus der Quartalsabrechnung ergebende Restforderung wird zwei Wochen nach 
Zugang der Rechnung zur Zahlung fällig. 
 

5.3. Wird der Zahlungstermin nicht eingehalten, ist die OWV – unbeschadet weiterer Rechte 
– berechtigt, Verzugszinsen in Höhe von 5 % gegenüber dem jeweiligen Basiszinssatz zu 
erheben (§ 288 BGB). 
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6. Allgemeine Bedingungen der Wasserbelieferung 

 
Soweit in diesem Vertrag nicht anders vereinbart, finden die §§ 2 bis 34 der Verordnung 
über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser (AVBWasserV) vom 
20.06.1980 in der jeweils gültigen Fassung Anwendung. Diese ist diesem Vertrag als 
Anlage beigefügt und Bestandteil dieses Vertrages. 
 
 

7. Haftung 
 

7.1. Die Vertragsparteien vereinbaren ausdrücklich, dass für die Haftung der OWV bei 
Versorgungsstörungen die §§ 5 bis 7 der AVBWasserV Anwendung finden. 
 

7.2. Der Kunde ist mit besonderer Zustimmung der OWV berechtigt, das Trinkwasser an Dritte 
weiterzuleiten. In diesen Fällen ist er verpflichtet, sicherzustellen, dass diese gegenüber 
der OWV aus unerlaubter Handlung keine weitergehenden Schadensersatzansprüche 
erheben können, als sie in § 6 Abs. 1-3 und § 7 AVBWasserV vorgesehen sind. 
 

7.3. Macht der Kunde von seinem Recht zur Weiterleitung des Wassers Gebrauch, wird er 
darauf hinweisen, dass die OWV nicht sein Erfüllungsgehilfe ist. 
 
 

8. Laufzeit des Vertrages, Kündigung 
 

8.1. Dieser Vertrag tritt mit dem Datum der Inbetriebnahme der 
Trinkwasserversorgungsleitung� „Kleine� Kinzig“ in Kraft. Sowohl Grundpreis als auch 
Arbeitspreis werden erst mit dem Wirksamwerden des Vertrags zur Zahlung fällig. 
 

8.2. Dieser Vertrag läuft erstmals bis zum 31.12. im Jahr der Inbetriebnahme und verlängert 
sich jeweils um zwei weitere Jahre, wenn er nicht ein Jahr vor Ablauf durch einen 
eingeschriebenen Brief gekündigt wird. 
 

8.3. Von der Kündigung unberührt bleibt die Verpflichtung der OWV zur Lieferung des 
Trinkwasserbedarfs. 
 

8.4. Hiervon unberührt bleibt das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund. Auch diese 
Kündigung hat durch einen eingeschrieben Brief zu erfolgen. 
 

8.5. Die §§ 32 und 33 der AVBWasserV finden keine Anwendung. 
 
 

9. Rechtsnachfolge 
 
Die Vertragsparteien sind berechtigt, alle Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag mit 
Zustimmung des jeweils anderen Vertragspartners auf einen Dritten zu übertragen. Die 
Zustimmung ist zu erteilen, es sei denn, der Rechtsnachfolger bietet keine sichere Gewähr 
für die Erfüllung der Pflichten aus diesem Vertrag. 
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10. Änderung der Vertragsgrundlagen 
 

10.1. Sollten sich während der Vertragslaufzeit die allgemeinen wirtschaftlichen und/oder 
technischen Verhältnisse so wesentlich verändern, dass Leistung und Gegenleistung nicht 
mehr in einem angemessenen Verhältnis stehen, so werden die Vertragspartner eine 
Anpassung des Vertrages oder einzelner Vertragsteile an die veränderten Verhältnisse 
vornehmen. 
 

10.2. Werden nach Vertragsschluss Steuern oder sonstige öffentliche Abgaben eingeführt oder 
geändert, die sich auf den Wasserpreis auswirken, so ist die OWV berechtigt, den 
Wasserpreis über die in Ziffer 3 dieses Vertrages enthaltenen Regelungen hinaus 
entsprechend anzupassen oder dem Kunden Steuern und/oder Abgaben unmittelbar zu 
berechnen. Preisänderungen aufgrund dieser Bestimmungen dürfen keinen zusätzlichen 
Gewinn für die OWV zur Folge haben. 
 
 

11. Sonstiges 
 

11.1. Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. Nebenabreden 
sind nicht getroffen. 
 

11.2. Die Unwirksamkeit einzelner Vertragsbestimmungen ist auf Bestand und Fortdauer 
dieses Vertrages ohne Einfluss. Die Vertragspartner sind verpflichtet, die unwirksamen 
Bestimmungen alsbald durch neue, im wirtschaftlichen Erfolg ihnen möglichst 
nahekommende Vereinbarungen zu ersetzen, die das bestehende Verhältnis zwischen 
Leistung und Gegenleistung wieder herstellen. Dies gilt auch für den Fall einer bei 
Vertragsschluss unerkannten Regelungslücke. 
 

11.3. Die Vertragsschließenden sichern sich loyale Erfüllung und vertrauliche Behandlung 
dieses Vertrages zu. 
 

11.4. Die im Zusammenhang mit diesem Vertragsverhältnis anfallenden Daten werden von der 
OWV zum Zweck der Datenverarbeitung gemäß Artikel 6 Absatz 1 b der EU-Datenschutz-
Grundverordnung (EU-DSGVO) gespeichert. Bitte beachten Sie auch die 
Datenschutzbestimmungen auf der Homepage der OWV unter www.owv-og.de. 
 

11.5. Der Vertrag wird zweifach ausgefertigt. Der Kunde und die OWV erhalten je eine 
Ausfertigung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



- 7 - 
 

Anlage: 

Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser (AVBWasserV) vom 
20. Juni 1980 

 

 

Offenburg, den      Berghaupten, den 

 

 

………………………………………………     ……………………………………………… 
Offenburger Wasserversorgung GmbH   Gemeinde Berghaupten 
 

















Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 
Termin 
 
29. April 2019 

Tagesordnungspunkt 
 
öffentlich 10 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
627 u. 621.91 / Herr Hertle 

 
Generierung von Ökopunkten im Zusammenhang mit Ausgleichsmaßnahmen 
für Bebauungspläne und Baumaßnahmen 
Hier: Abschluss eines Ingenieurvertrags zur Grundlagenermittlung 

 
Sachverhalt und Begründung: 
 
Die Gemeinde hat im Zusammenhang mit verschiedenen Bebauungsplänen und Bau-
maßnahmen, die in Natur und Landschaft eingreifen, Ausgleichsmaßnahmen nachzu-
weisen und umzusetzen. Insbesondere der Änderung des Bebauungsplans des Ge-
webeparks Vorderes Kinzigtal (Kinzigpark I) erfordert von den beteiligten Kommunen 
Gengenbach, Ohlsbach und Berghaupten die Bereitstellung von Ausgleichsmaßnah-
men an anderer Stelle auf deren Kosten, weil nicht alle Ausgleiche auf dem Gelände 
des Gewerbeparks geschaffen werden können. Laut der Zusammenfassung der Ein-
griffs- und Ausgleichsbewertung der Zink-Ingenieure vom 14.01.2019, die den Sit-
zungsunterlagen beigefügt ist, beläuft sich der Anteil der Gemeinde Berghaupten auf 
260.463 Öko-Punkte (insgesamt 1.736.420), die in Form von Ausgleichsmaßnahmen 
nachzuweisen sind, damit der Bebauungsplan in Kraft treten kann.  
 
Die Rechtsgrundlage für die Generierung von Ökopunkten und das Führen eines Öko-
kontos bildet die Verordnung des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Verkehr 
über die Anerkennung und Anrechnung vorzeitig durchgeführter Maßnahmen zur 
Kompensation von Eingriffsfolgen (Ökokonto-Verordnung – ÖKVO). Allgemeine Infos 
zum Thema stellt die Flächenagentur Baden-Württemberg auf ihrer Homepage bereit 
(Auszug siehe Anlage).  
 
Am 08.02.2019 und 04.04.2019 haben Gespräche stattgefunden, um auf der Gemar-
kung nach geeigneten Maßnahmen und Flächen zu suchen. Daran beteiligt waren u.a. 
der Naturschutzbeauftragte des Ortenaukreises Franz Kaiser, Patrick Thiel von der 
Wasserwirtschaft beim Landratsamt, Förster Peter Zink und Bauhofmitarbeiter Wil-
helm Silberer, das Ing.-Büro Zink in Person von Gabriela Zimmermann und die Vertre-
terin des Bundes für Umwelt und Naturschutz (BUND) Petra Rumpel. Folgende Maß-
nahmen wurden ins Auge gefasst, die nun näher auf ihre Machbarkeit bzw. Kosten 
und Nutzen hin untersucht werden sollen:  
 
Themenbereich „Gewässer“:  
1. Renaturierung des Langenbachs zwischen Waldsee und Marktscheune 
2. Aufwertung des Bottenbachs am Waldsee 
3. Pflanzung von Feldhecken am südlichen Ende des Waldsees 

Themenbereich „Wald“ 
1. Stilllegung einer Fläche auf dem Geißkopf (Schaffung eines Waldrefugiums) 
2. Umbau / Schaffung von sekundärem Eichenwald auf der Sägereck 
3. Biotopaufwertung Steilhang am Waldsee / Geisensteg (u.a. Felsen freistellen) 

 
 
 



 
Das Ingenieurbüro Zink, welches auch die Änderung des Bebauungsplans und die 
Ausgleichsmaßnahmen im Gewerbepark für den Zweckverband begleitet, hat einen 
Honorarvorschlag für die Grundlagenermittlung gemacht, der den Sitzungsunterlagen 
beigefügt ist.  
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Das Ingenieurbüro Zink erhält den Auftrag zur Durchführung von Untersuchun-
gen mit dem Ziel, Ökopunkte für Ausgleichserfordernisse zu generieren auf der 
Grundlage des Honorarvorschlags vom 15.04.2019.  
 

 
Geänderter Beschlussvorschlag: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  
Grund:  
 
 

 
Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     
 



 

 
 
 
 

 

Zweckverband Gewerbepark  
Vorderes Kinzigtal 

 
 

1. Änderung  
 

 

Zusammenfassung 
Eingriffs-/Ausgleichsbewertung 

 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
        Lauf, 14. Jan. 2019 Zim-kre 
 

         
  



Zweckverband Gewerbepark Vorderes Kinzigtal, 1. Änderung 
Zusammenfassung Eingriffe-/Ausgleichsbewertung 
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1. Eingriffs-/ Ausgleichsbewertung 
 
1.1 Eingriff in die Schutzgüter Tiere und Pflanzen (Gesamtgebiet einschl.  
 1. Änderung) 
 

Kompensationsdefizit  1.180.900 Punkte 
 
 
1.2 Eingriff in das Schutzgut Boden gemäß genehmigtem Bebauungsplan 

 
7,58 ha WE  x  4.166,00 €/ha = 31.578,28 €  x  4 P = 126.313 P ~ 126.000 Punkte 
 
Kompensationsdefizit     126.000 Punkte 

 
 
1.3 Eingriff in das Schutzgut Boden gemäß 1. Änderung nur bezogen auf die  
 zusätzliche Versiegelung 
 

Kompensationsdefizit     429.520 Punkte 
 
Gesamtdefizit:  1.180.900 P 
      126.000 P 
      429.520 P 
   1.736.420 P 
 
 
2. Externe Ausgleichsmaßnahmen gem. genehmigten Bebauungs-
 plan (bezogen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen) 
 
Maßnahme 1 Abgraben und Extensivieren von Wiesenflächen nördlich des Mühlbaches 
  280.000 Punkte  ®   nicht realisierbar 
 
Maßnahme 2 Ergänzung der vorhandenen Bepflanzung entlang des Mühlbaches  

 zwischen Baugebiet und Nordspange (Galeriewald) und Umsetzung eines 
 Gewässerrandstreifens (beidseits) sowie abschnittsweise Bepflanzung ent
 lang des Entwässerungsgrabens und Ausweisung eines Streuobstgürtels 
 nordöstlich des Baugebietes.  

 
 Ausweisung einer Streuobstwiese 
 32.400 Punkte ®    nicht realisierbar 

 
  Weitergehende Maßnahmen 

 21.600 Punkte ®    realisierbar 
 
Maßnahme 3 Abschnittsweise naturnahe Gestaltung  

 des Mühlbaches zwischen Baugebiet und 
 Nordspange 

  34.500 Punkte ®   realisierbar 
 
Maßnahme 4 Renaturierung des Strohbaches zwischen Brücke Hundesportplatz und 
  Brücke L 95 (ca. 730 m) 
  400.000 Punkte ®   nur auf einer Länge von max. 

190 m realisierbar 
        ~ 100.000 Punkte 



Zweckverband Gewerbepark Vorderes Kinzigtal, 1. Änderung 
Zusammenfassung Eingriffe-/Ausgleichsbewertung 
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3. Zusammenfassende Bilanzierung: 
 
 
3.a      Gesamtdefizit                                                                       
 
Aufteilung des Gesamtdefizites entsprechend der Satzung des Zweckverbandes Gewer-
bepark Vorderes Kinzigtal: 
 
Gemeinde Berghaupten     260.463 Punkte   (15 %) 
 
Gemeinde Ohlsbach           312.556 Punkte   (18 %) 
 
Stadt Gengenbach           1.163.401 Punkte   (67 %) 
                                         
                                         1.736.420   Punkte (100 %) 
 
 
3.b      Vorgesehene / realisierte Ausgleichs- / Kompensationsmaßnahmen Stadt Gen-
genbach: 
 
Ausgleich durch Kalkung:     ./.420.000 Punkte 
 
Ausgleich durch M2:      :/.  21.600 Punkte 
 
Ausgleich durch M3:      :/.  34.500 Punkte 
 
Ausgleich durch M4:      ./.100.000 Punkte 
 
Bisheriger Ausgleich Stadt Gengenbach              :/. 576.100 Punkte 
 
 
3.c     Ergebnis  
 
Verbleibendes Defizit Stadt Gengenbach     587.301 Punkte  
 
Defizit Gemeinde Berghaupten                     260.463 Punkte  
 
Defizit Gemeinde Ohlsbach                          312.556 Punkte  
 
 
 
 
 
 
 
Lauf, 14. Jan. 2019 Zim-kre 
 

 





































Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 
Termin 
 
29. April 2019 

Tagesordnungspunkt 
 
öffentlich 11 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
815.75 / Herr Hertle 

 
Mitteilungen der Verwaltung 
Hier: Prüfbericht über Untersuchungen des Trinkwassers nach der Verordnung 
über die Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch, Trinkwasserver-
ordnung (TrinkwV) aus der öffentlichen Wasserversorgung 

 
Sachverhalt und Begründung: 
 
Der Prüfbericht des SchwarzwaldWasser-Labors über die Untersuchung vom 
01.04.2019 wird bekannt gegeben. Die Probe erfüllt die Anforderungen der TrinkwV in 
vollem Umfang und bestätigt erneut die gute Qualität des Berghauptener Trinkwas-
sers.  
 
Der Austausch der Kalkröhren in der Entsäuerungsanlage im Wasserwerk „Dreifelsen-
weg“ wurde Ende März durchgeführt, wodurch seither auch die Vorgaben der Trink-
wasserverordnung hinsichtlich der Calcitlösekapazität (pH-Wert) wieder eingehalten 
werden. Die leichte und gesundheitlich völlig unbedenkliche Abweichung ist damit be-
hoben, das Wasser somit wieder einwandfrei.  
 
Die detaillierten Ergebnisse können auch auf der Homepage der Gemeinde unter der 
Rubrik Gemeinde / Wichtige Einrichtungen / Wasserversorgung oder im Rathaus ein-
gesehen werden.  
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Es wird Kenntnis genommen.  
 

 
Geänderter Beschlussvorschlag: 
 
 
 
 

 
Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  
Grund:  
 
 

 
Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     
 









Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 
Termin 
 
29. April 2019 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 7 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
022.33 / Herr Hertle 

 
Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlichen Sitzungen 

 
Sachverhalt und Begründung: 
 
In der nichtöffentlichen GR-Sitzung am 25.03.2019 wurden folgende Angelegenheiten 
beraten bzw. Beschlüsse gefasst:  
 
1. Der Antrag auf Verkauf einer Gewerbefläche im Gewerbegebiet „Röschbünd III“ 

wurde vertagt.  
2. Zur Unterstützung des Bauhof-Teams soll eine weitere Vollzeitstelle ausgeschrie-

ben werden. Die zusätzliche Kraft, vorzugsweise mit Erfahrungen im Installateur- 
oder Elektrobereich, soll die Kollegen bei der Vielzahl anstehender Arbeiten ent-
lasten und insbesondere eine Vertretung des Wassermeisters sicherstellen.  

3. Aus drei eingegangene Bewerbungen wählte der Gemeinderat Frau Sabrina Fertig 
zur neuen Sozialarbeiterin, die den neu zu schaffenden Jugendtreff im Keller des 
Alten Schulhauses aufbauen und leiten soll.  

 
 


